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„FGM is killing a woman“ - so 
definierte, auf  den Punkt ge-

bracht, eine junge Irakerin die auch in ih-
rem Land weit verbreitete Praxis der weib-
lichen Genitalverstümmelung. WADI 
arbeitet seit 1993 im Nordirak und enga-
giert sich in erster Linie im Bereich von 
Frauenrechten. Unter anderem werden 
Frauenhäuser, Frauenzentren, freie Me-
dienprojekte, Assistenz für Gefangene und frauengeleitete mobile 
Gesundheits- und Aufklärungsteams unterstützt. Diese Teams or-
ganisieren Frauenversammlungen in den entlegensten Dörfern und 
bieten psychosoziale, juristische und medizinische Hilfeleistungen. 
In einer ersten Umfrage über die Verbreitung von FGM in der nor-
dirakischen Region Germian, die von irakischen WADI-Mitarbei-
terinnen durchgeführt wurde, stellte sich heraus, dass mindestens 
60 % der Frauen und Mädchen genital verstümmelt sind. Mit Hilfe 
privater Spenden, der Austrian Developement Agency (ADA), der 
Stadt Wien, dem Weltgebtstag der Frauen und der Caritas Schweiz 
werden nun mobile Teams im gesamten Gebiet des Nordiraks 
finanziert. Diese zeigen einen Aufklärungsfilm über die schäd-
lichen Folgen von FGM, der zur Diskussion und zum Umden-
ken anregen soll und bieten Hilfestellungen. Eine umfassende 
Studie zum Thema wird innerhalb der nächsten drei Jahre erstellt 
und veröffentlicht. 

Von den laufenden Projekten im Irak gibt es einige Neuig-
keiten zu berichten. Das Frauenzentrum in Halabja ist vor 

kurzem in ein größeres und geeigneteres zweistöckiges Gebäu-
de umgezogen, weil der Andrang zu groß wurde. In Planung 
ist nun ein angeschlossenes Frauen-Café auf  der Dachterras-
se. Für die Finanzierung der nötigen Verglasung suchen wir 
SponsorInnen und SpenderInnen! Auch das Frauenzentrum 
in Biara hat eine neue Bleibe gefunden. Es befindet sich nun 
direkt im Wohnviertel und wird gut besucht. Das frauengeleite-
te mobile Rechtsberatungsteam von Wadi, das an das Frauen-
schutzhaus in Suleymanyia angegliedert ist, arbeitet an einem 
Antrag für eine Frauenberatungsstelle, denn die Nachfrage ist 
groß und ein institutioneller Rahmen dringend von Nöten. 
Die Wadi-Mitarbeiterinnen aus Erbil/Hawlêr berichten von 
ihren Fortschritten in der Anti-FGM-Kampagne und beteili-
gen sich an der geplanten Anzeigen-Kampagne, die u. a. von 
KünstlerInnen, WissenschafterInnen und SchriftstellerInnnen 
getragen wird. Ebenfalls in Planung: ein offener Brief  an das 
Parlament der Kurdischen Regionalregierung, in dem Unter-
stützung für den Kampf gegen FGM und dementsprechende 
Gesetze gefordert werden. Im Wadi-Frauenzentrum Kifri gibt 
es endlich eine Internetverbindung, was den Treffpunkt noch 
attraktiver macht. Und nicht zu vergessen: Das von Wadi un-
terstützte Beduinen-Radio in Südjordanien ist seit zwei Mona-
ten live on air! Weitere News über unsere Projekte im Irak, der 
Türkei, Jordanien und Syrien erfahren Sie unter www.wadinet.
at. Ein herzliches Dankeschön an alle FreundInnen, die uns 
unterstützen! 

	 Mary Kreutzer
	 (Projektkoordinatorin Wadi Österreich)
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Freiheit für die Radiowellen!
Radio Dengî Nwê reiste nach Amman
Unter dem Slogan „Stimmen der Welt – Freiheit für die 
Radiowellen“ hielt die weltweite Vereinigung der Basisra-
diosender, AMARC, vom 11. bis zum 17. November 2006 
eine Konferenz in Amman ab. Über 300 Radiostationen 
aus 94 Ländern nahmen an der Konferenz und dem Trai-
ningsprogramm teil, das sehr vielfältig und lehrreich war.  

Wir von Radio Dengî Nwê waren die einzigen Teilneh-
merInnen aus dem Nordirak, aber es kamen auch Radio-

journalistInnen aus anderen Teilen des Irak. 

Nachdem Wadi im Jahr 2005 die erste freie Basisradiostation 
für Frauen und Jugendliche in Halabja, Radio Dengî Nwê, er-
öffnet hatte, berichteten einige JournalistInnen in internationa-
len Medien darüber. Daraufhin wurden wir von der Organisa-
tion AMARC kontaktiert und eingeladen, an dieser Konferenz 
teilzunehmen, denn Dengî Nwê ist eines der wenigen Beispiele 
für ein wirklich freies Basisradio im Irak – und im Nahen Osten. 
„Dengî Nwê” bedeutet „Neue Stimme“ und ist eine Non-Pro-
fit-Basisradiostation für junge Frauen und Männer im Gebiet 
Shara Sur, Halabja und Hauraman, im Nordirak.

Diese Konferenz stellte für uns eine einzigartige Gelegen-
heit dar, mit verschiedensten Radiostationen aus aller Welt 

in Kontakt zu treten und uns auszutauschen. Wir besuchten 
Workshops und Vorträge. Der Schwerpunkt der Konferenz 
lag im Themenbereich Empowerment und Stärkung von Frau-
enrechten, weshalb das Women International Network (WIN) 
spezielle Trainingsprogramme anbot, um Frauen in den Basis-
radios stärker einzubinden. 

Das Konferenzprogramm war für sechs Tage konzipiert 
und jeder Tag hatte einen Themenschwerpunkt, der in 

acht verschiedenen Workshops bearbeitet wurde.

Die Themen waren folgende:
- 	 Aufbau eines neuen starken globalen Kommunikationssek-

tors für Entwicklungsfragen 
- 	 Abbau von Barrieren für Frauen
- 	 Aufbau von Basisradios im Nahen Osten und in Nordafrika
- 	 Abbau von Barrieren zur Ermöglichung von Basisradios
- 	 Millenniums-Entwicklungsziele
- 	 AMARC-Generalversammlung

Die Konferenz war sehr wichtig für die Länder des Na-
hen Ostens, da bis zu diesem Jahr nur Jordanien und 

Tunesien Mitglieder von AMARC waren. Auf  der Konferenz 
schafften wir es nun aber, eine Nahost-Gruppe von AMARC 

zu gründen und ernannten radioamman.net zur Basis für die 
Gruppe, der Radiostationen aus folgenden Ländern beitraten: 
Jordanien, Syrien, Irak, Palästina, Algerien, Yemen, Ägypten, 
Tunesien, Libanon.

Aber das wichtigste Ergebnis war zweifelsohne das Knüp-
fen von Kontakten für weitere Kooperationen mit regionalen 
und internationalen Sendern.

Falah Moradkhin — Projektkoordinator von Wadi Irak
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Female Genital Mutilation (FGM) existiert in 28 afri-
kanischen Ländern, ebenso wie in Teilen des Nahen 
Ostens und Asiens (Jemen, Oman, Vereinigte Ara-
bische Emirate, Bahrain und Nordirak sowie Indien, 
Malaysia und Indonesien). In Europa, den USA, Ka-
nada und Australien ist die Praxis vor allem unter Im-
migrantinnen aus diesen Gebieten verbreitet. Auch 
in Europa sind viele Frauen und Mädchen betroffen. 
Weltweit sind derzeit schätzungsweise zwischen 138 
und 170 Millionen Frauen und Mädchen Opfer von 
FGM und jedes Jahr steigt die Zahl um etwa zwei Mil-
lionen an. In einigen Ländern Afrikas, darunter Ägyp-
ten, Äthiopien, Dschibuti, Guinea, Mali, Somalia und 
Sudan, sind laut WHO zwischen 85 % und 99 % der 
Frauen und Mädchen „beschnitten“. 

Was ist FGM?

Unter FGM wird die Beschneidung, Verstümme-
lung und Amputation der äußeren weiblichen 

Genitalien verstanden. Es wird zwischen drei For-
men unterschieden, die je nach Region und Bevölke-
rung variieren: 

Klitoridektomie bezeichnet die teilweise bzw. 
vollständige Amputation der Klitoris. Bei der ver-
breitetsten Form, der so genannten Sunna-Beschnei-
dung, wird die Vorhaut der Klitoris eingeritzt oder 
entfernt bzw. die Klitoris teilweise oder ganz ampu-
tiert.

Exzision bezeichnet die Entfernung der Klitoris 
einschließlich der Amputation der inneren und/oder 
äußeren Schamlippen.

Bei der Infibulation („Verschließung der Genita-
lien“) werden Klitoris, innere und äußere Schamlip-
pen entfernt. Die verbleibende Haut wird anschlie-
ßend so vernäht, dass nur eine winzige Öffnung für 
den Austritt von Urin und Menstruationsblut ver-
bleibt. Auf  Grund des Narbengewebes müssen be-
troffene Frauen häufig „defibuliert“ („aufgeschnit-
ten“) werden, um Geschlechtsverkehr haben bzw. 
entbinden zu können. 

Normalerweise wird FGM außerhalb von Kran-
kenhäusern durchgeführt. Meist führen ein-

fache Frauen, die keinerlei medizinische Ausbildung 
haben, den Eingriff  unter extrem unhygienischen 
Bedingungen und ohne jegliche Anästhesie durch. 
Als Instrumente dienen u. a. Rasierklingen, Scheren, 
Küchenmesser, Glasscherben und auch Fingernägel. 
Die Wunde wird mit Pferdehaar oder Pflanzenmate-
rial vernäht. Zur Blutstillung werden zum Beispiel 
Asche, Kräuter, kaltes Wasser, Blätter und Pflan-
zensäfte, Honig und Milch benutzt. FGM wird meist 
im Alter zwischen vier und acht Jahren durchge-
führt, teils jedoch auch direkt nach der Entbindung 
oder vor der Heirat. Häufig sterben junge Mädchen 
während oder nach der Amputation. 

Mit welchen Begründungen wird FGM 
durchgeführt? 

Die BefürworterInnen von FGM begründen ihre 
Meinung je nach sozialer und geographischer 

Herkunft und Bildungsstand mit Argumenten, die 
eine Mischung aus Tradition und Religion darstel-
len. Gerechtfertigt wird FGM etwa mit Respekt vor 
Bräuchen und Traditionen, der Einhaltung religiöser 
Vorschriften und sozialer Normen oder der posi-
tiven Wirkung auf  Gesundheit und Charakter der 
Frau. Dabei ist auffällig, dass besonders Frauen aus 
dörflichen Regionen ohne Bildungshintergrund da-
von überzeugt sind, mit der Genitalverstümmelung 
etwas Gutes für ihre Töchter zu tun.

 

FGM bedeutet die Amputation von gesunden Kör-
perteilen und ist damit eine Menschenrechtsver-

letzung. Unter anderem verstößt die Praktik gegen 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die 
Erklärung der Menschenrechte im Islam von Kairo, 
die Konventionen der UN über Rechte von Kindern, 
die Konventionen der UN zur Abschaffung der Dis-
kriminierung der Frau und die afrikanische Charta 
für Menschen- und Völkerrechte.

Literatur: 
Terre des Femmes (Hg.): Schnitt in die Seele. 
Weibliche Genitalverstümmelung – Eine funda-
mentale Menschenrechtsverletzung, Frankfurt 
am Main 2003.

Waris Dirie / Corinna Milborn: Schmerzenskinder, 
München 2005.

Siehe auch Texte unter: www.wadinet.de

Weibliche Genitalverstümmelung
Praxis, Hintergründe, Rechtfertigung

Wadi-Mitarbeiterinnen klären bei landesweiten Frauenversammlun-
gen im Nordirak die Bewohnerinnen — von auch sehr abgelegenen 
Dörfern - über die schädlichen Konsequenzen von FGM auf.
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„So etwas gibt es bei uns nicht“,  antwortet meine Mut-
ter empört, als ich sie auf das Thema anspreche. Sie 
erklärt mir, dass solche „Grausamkeiten“ bei uns kei-
nesfalls passieren würden, die kurdische Gesellschaft im 
Nordirak einen hohen Entwicklungsstand erreicht habe. 
Meine Großmutter erzählt mir daraufhin ganz stolz, dass 
sie sich noch genau an den Tag erinnern kann, als sie 
vor ihrer Beschneiderin weggelaufen ist. Nachdem sie 
sich einen ganzen Tag lang versteckte, wurde sie letzt-
endlich verschont. Trotzdem ist sie jedoch der festen 
Überzeugung, dass Mädchen heutzutage nicht mehr 
beschnitten würden.

Bei diesen „Grausamkeiten“, die meine Mutter nicht 
beim Namen nennen will, handelt es sich um weibliche 

Genitalverstümmelung (FGM). Die Verbreitung dieser Pra-
xis in Irakisch-Kurdistan wurde von Wadi erst vor kurzem 
entdeckt. Frauengeführte mobile Teams, die eigentlich me-
dizinische und soziale Betreuung in den Dörfern anbieten, 
waren in der Region Germian von den Frauen selbst auf  
das Problem angesprochen worden. Erschreckend ist nicht 
nur die Existenz von FGM an sich, sondern gerade die weite 
Verbreitung dieser Praxis. 

Im Nordirak ist FGM ein Tabuthema, das bis vor kurzem 
negiert und totgeschwiegen wurde. Allerdings ist es kein neu-
es Phänomen in der Region. Seit langem werden unzählige 
junge Mädchen an den Genitalien verstümmelt. Doch bis-
lang wurde darüber nicht in der Öffentlichkeit gesprochen. 

Im Jahr 2002 wurde in der Stadt Suleymaniya eine Stich-
probenuntersuchung durchgeführt, die zeigte, dass 20 Pro-
zent der vier- bis zehnjährigen Mädchen in ärmeren Vierteln 
Opfer der Klitorisamputation geworden waren, während es 
in den Mittelklassevierteln etwa fünf  Prozent waren. In der 
Hauptstadt Irakisch-Kurdistans, Erbil/Hawlêr, waren sogar 
25 Prozent der Mädchen aus der gebildeten Schicht davon 
betroffen. Wadi führte im Oktober und November 2004 eine 
weitere Erhebung in 40 Dörfern der Region Germian (im 
südlichen Nordirak) durch: Fast 60 % der Frauen und Mäd-
chen über zehn Jahren waren hier Opfer von FGM. Interes-
santes Detail am Rande: Die bisherigen Umfragen belegen, 
dass FGM in Irakisch-Kurdistan keinesfalls nur ein Problem 
der Muslime darstellt, sondern auch an Christinnen, Kakai 
und Frauen anderer religiöser Minderheiten praktiziert wird. 
Eine umfassendere Studie von Wadi, die die genaue Verbrei-
tung der Praxis in Irakisch-Kurdistan untersuchen wird, ist 
gerade in Arbeit.

Beweggründe und Hintergründe

Die Folgen von FGM sind sehr gefährlich und führen 
häufig zum Tod oder zu lebenslangen psychischen und 

körperlichen Beschwerden. Dennoch hält sich die Praxis hart-
näckig. Das Aufdecken der Motive erweist sich als eine große 
Herausforderung. FGM wird nicht öffentlich angesprochen, 
weshalb Daten nur spärlich vorhanden sind. Eine große Rol-
le spielt hierbei das niedrige Bildungsniveau. Auf  dem Land, 
wo Mädchen in der Regel überhaupt nicht zur Schule gehen 

und die Jungen höchstens bis zur sechsten Schulstufe, ist die 
Unwissenheit das größte Problem. Die Bildungslücken füh-
ren dazu, dass das Leben der EinwohnerInnen  stark in der 
Tradition verankert bleibt. Diese Traditionen schreiben vor, 
dass Mütter ihre Erlebnisse bzw. ihr „Wissen“ an die Töchter 
vermitteln. Diese Frauen haben wiederum von ihren eigenen 

Müttern gelernt, dass die Amputation der Klitoris ein wesent-
liches Merkmal guter Erziehung sei. Die Mütter und Groß-
mütter üben diese Praxis nicht zuletzt dazu aus, um das Ver-
halten ihrer Töchter und Enkelinnen zu kontrollieren. 

Eine große Rolle spielt hier aber auch die Religion. Unbe-
schnittene Mädchen werden als haram (im Islam: schmutzig, 
schlecht) betrachtet, sie werden ausgeschlossen und gelten als 
Schande. Weit verbreitet ist die falsche Vorstellung, dass FGM 
im Koran vorgeschrieben würde.

Massnahmen gegen FGM

Das wichtigste Instrument zur Zurückdrängung weiblicher 
Genitalverstümmelung ist Aufklärung. Wadi arbeitet im 

Nordirak mit frauengeführten mobilen Teams, bestehend aus 
einer Sozialarbeiterin, einer psychologischen und einer ärzt-
lichen Fachkraft, die in den Dörfern Aufklärungskampagnen 
durchführen. Dabei wird u. a. ein Film über FGM gezeigt, in 
dem auch ein Mullah auftritt, der sich gegen FGM ausspricht 
und damit dem weit verbreiteten Irrglauben widerspricht, der 
Islam schreibe FGM vor. Ziel dieser Kampagne ist es, die Leu-
te über FGM zu informieren und zu verdeutlichen, welche 
verheerenden Folgen diese extrem schmerzhafte, gefährliche 
und menschenverachtende Verstümmelung mit sich bringt. 

Inzwischen beginnen auch lokale Autoritäten langsam, 
das Thema ernst zu nehmen und über Gesetzesinitiativen 
zu diskutieren. Letztes Jahr fand in Erbil/Hawlêr eine Anti-
FGM-Konferenz statt, auf  der wichtige Persönlichkeiten aus 
Gesellschaft und Politik vertreten waren. Die Konferenz war 
ein großer Schritt, da weibliche Genitalverstümmelung zum 
ersten Mal in aller Öffentlichkeit thematisiert wurde und ein 
breites Publikum erreicht werden konnte. Jetzt ist klar: So et-
was gibt’s, auch bei uns! 

Soma Ahmad (Wadi Österreich), geboren in Kirkuk, studiert 	
Politikwissenschaft und Arabistik an der Universität Wien. 

„Nicht bei uns!“ 
Von der Negierung zur Bekämpfung von FGM im Nordirak

Anti-FGM-Konferenz in Erbil/Hawlêr, März 2006. Rechts im Bild: Die 
Wadi-Mitarbeiterin Cheman Abdullah Mohammad.
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Hero Najeb Samin arbeitete als medizinische As-
sistentin in Kifri, bevor sie sich 2004 dem frauenge-
führten mobilen Team von Wadi anschloss. Sie gibt 
medizinische Unterstützung und hält bewusstseinsbil-
dende Vorträge für Frauen in ländlichen Gebieten. 
Dabei setzt sie sich besonders für die Abschaffung 
von FGM ein und ist Teil des ersten weiblichen Film- 
und Forschungsteams, das Datenmaterial zu FGM 
sammelt und den von Wadi produzierten Film gegen 
FGM zeigt. Mit Hero Najeb Samin sprach Asi Aziz.

Zu Beginn möchte ich Sie gerne fragen, wann Ih-
nen bewusst wurde, dass FGM im Nordirak weit ver-
breitet ist.
Das ist uns seit 2004 bewusst. Seit 2003 besuchen wir re-
gelmäßig die Dörfer in der Region, leisten gesundheitliche 
Basisversorgung und helfen, die sozialen Probleme zu lö-
sen. Dabei entdeckten wir, was für eine große Zahl von 
Frauen und Mädchen unter FGM leidet und haben unser 
Hauptbüro in Suleymaniya darüber informiert. Dieses bat 
uns, mehr Informationen dazu zu sammeln: Laut einer 
kleinen Studie, die wir im Herbst 2005 durchführten, wa-
ren etwa 60 % der 1544 befragten Frauen beschnitten. Für 
gewöhnlich wird bei Mädchen im Alter von 5–8 Jahren die 
so genannte Sunna-Beschneidung durchgeführt. Dabei 
werden die äußeren Teile der Klitoris abgeschnitten, oft 
unter sehr  unhygienischen Bedingungen. Die physischen 
und psychischen Folgen von FGM sind weithin bekannt.

Denken Sie, dass in den letzten Jahren das Be-
wusstsein gegenüber diesem Problem gestiegen ist?
Ja, besonders in Germian und in den Dörfern um Erbil/
Hewlêr. Aber wir stehen erst am Anfang unserer Aufklä-
rungsarbeit und benötigen mehr Unterstützung bei un-
serer Kampagne. Seit letztem Jahr tun die mobilen Teams 
von Wadi ihr Bestes, aber um FGM zu bekämpfen, brau-
chen wir mehr Unterstützung von lokalen Entscheidungs-
trägerInnen und internationalen Organisationen wie der 
WHO. Was wir bis jetzt tun, sind Erste-Hilfe-Maßnah-
men, um FGM so weit wie möglich zu verhindern, aber 
in dieser Situation brauchen wir eine breite Aufklärungs-
kampagne in unserer Region. 

Was sind die häufigsten Fragen, wenn Sie in ein 
Dorf  kommen und über die gefährlichen Folgen von 
FGM sprechen und den Anti-FGM-Film zeigen?
Wir können meistens klar erkennen, dass alle schockiert 
sind, weil die meisten von ihnen verstümmelt sind und 
wenn du mit ihnen über diese Thema sprichst, fühlen sie, 
dass es etwas mit ihrem Innersten zu tun hat. Und für 
die meisten von ihnen ist es eine neue Information, dass 
FGM etwas Schlechtes für sie ist. Psychologisch ist das 
schwer zu verarbeiten. Deshalb besuchen wir die Dörfer 
auch regelmäßig, und jedes Mal diskutieren wir über das 
Thema und beantworten die Fragen der Frauen.

 

Welche Reaktionen bekommen Sie von den Män-
nern in den Dörfern? Die Männer dürfen ja nicht an 
den Treffen und Filmvorführungen teilnehmen, aber 
sie wissen doch, welche Arbeit Wadi macht.
Wir haben zu den meisten DorfbewohnerInnen eine gute 
Beziehung, auch zu den Männern, weil wir ihnen seit 2003 
helfen und Vertrauen aufbauen. Sie betrachten uns als 
Freundinnen. Über FGM diskutieren wir nicht mit ihnen, 
weil das in unserer Tradition tabu ist, und so kennen wir 
ihre Reaktionen nicht genau.

Und von Islamisten? Gab es da Drohungen? Und 
wie ist es mit Mullahs? Gibt es irgendeine Koopera-
tion mit liberalen Mullahs?
Bis jetzt gab es keine Probleme mit Islamisten, weil 
sie nach dem Krieg von 2003 in unserem Gebiet sehr 
schwach wurden und keine Macht mehr haben. Mit den 
Mullahs gab es eine sehr beschränkte Zusammenarbeit 
bei unserem zweiten Aufklärungsfilm. Mullahs haben sich 
daran beteiligt, indem sie Ratschläge gegeben haben, aber 
gewöhnlich gibt es keine enge Kooperation mit ihnen.

Letztes Jahr fand die Anti-FGM-Konferenz in Er-
bil/Hewlêr statt. Haben Sie daran teilgenommen? 
Welche Folgen hat diese Konferenz gehabt?
Leider hat mir meine Familie nicht erlaubt, daran teilzu-
nehmen, weil ich dabei eine Nacht in Erbil verbracht hät-
te, und das konnte ich bei meiner traditionell orientierten 
Familie nicht.
Die Konferenz war wichtig, weil dort das Thema FGM 
zum ersten Mal öffentlich diskutiert wurde! Aber im 
Grunde gab es keine Konsequenzen auf  Ebene der Re-
gierung und lokaler EntscheidungsträgerInnen, und inso-
fern sind die Empfehlungen nur Tinte auf  Papier, nicht 
mehr. 

Asi Frod Aziz organisiert und implementiert seit 2004 Projekte 
gegen Gewalt an Frauen in der Region Germian. Als Leiter 
von Wadi Germian ist er verantwortlich für die Durchführung 
von Erste-Hilfe-Kursen und Frauenprojekten. (Übersetzung: Ines 
Garnitschnig und Falah Mordakhin)

„Für die meisten Frauen ist es eine neue Information, dass FGM etwas Schlechtes 
für sie ist“

Wadi-MitarbeiterInnen Hero Najeb Samin und Asi 
Frod Azis im Büro in Kifri, Jänner 2007
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Entgegen der Meinung Vieler werden junge Mäd-
chen und Frauen nicht nur in nordafrikanischen Dör-
fern von alten Frauen genital verstümmelt, sondern 
auch von ÄrztInnen oder Beschneiderinnen hier in 
Europa. Schätzungen zufolge sind in Europa etwa 
500.000 Frauen davon betroffen.

„Egal, wo wir nachfragen, wir stoßen sehr schnell auf  eine 
Mauer des Schweigens. Immer wieder gibt es irgend-

welche Hinweise, und diese sind oft sehr ähnlich. (…) Viele 
wissen es. Aber niemand sagt etwas.“  So beschreibt Waris Di-
rie in ihrem neuesten Buch „Schmerzenskinder“ die Schwie-
rigkeiten bei den Recherchen zum Thema FGM in Europa. 
Immer wieder gibt es Hinweise darauf, dass z. B. mehrere Fa-
milien gemeinsam eine Beschneiderin kommen lassen, die ihre 
Töchter in deren europäischem Heimatland verstümmeln soll. 
Aber an ganz konkrete Informationen zu kommen ist fast un-
möglich.

Ein Teil der in Europa lebenden Opfer von FGM wird 
in den Heimatländern der Praxis unterzogen, viele Fami-
lien reisen extra zu diesem Zwecke in ihre Herkunftsländer, 
wo die Mädchen von Beschneiderinnen oder Angehörigen 
verstümmelt werden. Aber eben auch in Europa selbst wird 
der grausame Eingriff  vorgenommen – oftmals von medi-
zinischem Personal oder von speziellen, in der jeweiligen 
Community bekannten Beschneiderinnen. Nach wie vor 
stellt es für die meisten Betroffenen ein großes Tabu dar, 
darüber zu sprechen, was aufgrund des traumatisierenden 
Erlebnisses auch verständlich ist. Wie wichtig ein sensib-
les Vorgehen vonseiten des Gesundheitspersonals hier 
wäre, liegt auf  der Hand. Doch aufgrund von mangelnden 
Kenntnissen über das Thema sind abfällige oder herabwür-
digende Bemerkungen beim Anblick einer verstümmelten 
Frau vorprogrammiert. So erzählte eine Frau Waris Dirie 
von ihrem schlimmsten Erlebnis beim Arzt, der sie bei der 
Untersuchung ihrer Vagina fragte: „Um Gottes willen, hat-
ten Sie einen Autounfall?“  Natürlich wird so kein Vertrau-
ensverhältnis aufgebaut, auf  dessen Grundlage über FGM 
geredet werden kann. 

ÄrztInnen und medizinisches Personal unterliegen in 
Großbritannien, Frankreich und Österreich grundsätzlich 
einer Berichtspflicht, wenn sie mit Betroffenen von FGM 
zu tun haben. In Österreich kann dies jedoch unterlassen 
werden, wenn das Wohl der Betroffenen ein anderes Vor-
gehen verlangt. Dies stellt ein Freifahrtticket für die ohne-
hin geringe Bereitschaft zu Berichten dar. Wie eine in Wien 
durchgeführte Studie unter medizinischem Personal zeigte, 
wussten immerhin 19,2 % der Befragten nicht, dass FGM 
in Österreich strafbar ist, und 59,1 % wünschten sich mehr 
Informationen zum Thema in der Fortbildung.  Daraus re-
sultiert klar die Notwendigkeit zu breiter Aufklärungsarbeit 
über FGM, auch und gerade in Europa. 

Die Europäische Union hat im Jahr 2001 eine Resolution 
gegen FGM beschlossen, allerdings sind die Empfeh-

lungen rechtlich nicht bindend. In Österreich gibt es seit 2002 

ein eigenes Gesetz gegen Genitalverstümmelung, ebenso 
in Großbritannien, Norwegen und Schweden. Dessen 
praktische Anwendung ist jedoch noch unzureichend. 
So wurde beispielsweise im Jahr 2001 von der Zeitschrift 
„profil“ ein Arzt ausfindig gemacht, der eine Beschnei-
dung zugesagt und vorbereitet hatte – bis heute blieb dies 
jedoch ohne Folgen für ihn. 

Einer Studie von Sophie Poldermans  zufolge ist eine 
spezielle Gesetzgebung zur Bekämpfung von FGM auch 
nicht unbedingt nötig, sofern auf  allgemeine Gesetze zum 
Schutz der körperlichen Unversehrtheit zurückgegriffen 
werden kann. Im Gegenteil verlangt eine spezielle Ge-
setzgebung eine sehr genaue Definition der damit straf-
bar gemachten Praxen. Im österreichischen Gesetz unklar 
geblieben sind z. B. der Umgang mit Piercings und Täto-
wierungen sowie die Praxis der Re-Infibulation, also das 
erneute Zunähen der Vagina nach einer Geburt. Ebenso 
wenig wird definiert, ob sich das Gesetz ausschließlich 
auf  weibliche Genitalverstümmelung bezieht oder auch 
Beschneidung von Männern mit einschließt.

Grauzonen gibt es viele. Beispielsweise werden in der 
Londoner Harley Street, aber auch in anderen Städten 
Europas Schönheitsoperationen nicht „nur“ für Nasen 
und Brüste angeboten, sondern auch für die weiblichen 
Genitalien. Die Gestaltung einer solchen „Designer Va-
gina“ reicht von der Kürzung der inneren und äußeren 
Schamlippen bis hin zur Verkleinerung der Klitoris. 
Solche kosmetischen Operationen finden im österrei-
chischen Gesetz keine Erwähnung.

Frankreich ist das einzige Land Europas, in dem sys-
tematisch Gerichtsverfahren wegen FGM durchge-

führt werden. Zwar ist dies grundsätzlich ein wichtiges 
Signal an die Öffentlichkeit, dass eine solche Praxis nicht 
toleriert wird, allerdings gibt es bislang keine Hinweise 
auf  einen Rückgang der Verstümmelungen aufgrund der 
Gerichtsverfahren. Zudem trägt eine Gefängnisstrafe 
der Eltern nicht unbedingt zum Wohl des Kindes bei, 
weshalb Pondermans vorschlägt, keine bzw. nur be-
dingte Freiheitsstrafen zu verhängen. Bedingte Strafen 
haben den Vorteil, auch präventiv zu wirken und weitere 
Geschwister durch die Gefängnisandrohung vor dem 
Eingriff  zu bewahren.

Grundsätzlich sind präventive Maßnahmen zu bevor-
zugen. Ein notwendiger Schritt dazu wäre auch eine ein-
heitliche europäische Asylpolitik, die Frauen und Mäd-
chen vor der Abschiebung und damit der Verstümmelung 
im Heimatland schützt. Jedoch ist FGM nicht einmal 
laut Genfer Flüchtlingskonvention expliziter Asylgrund. 
In Österreich gibt es immerhin zwei Präzedenzfälle, in 
denen einer jungen Frau bzw. einem kleinen Mädchen 
aufgrund einer drohenden Genitalverstümmelung in ih-
rem Heimatland Asyl in Österreich gewährt wurde.  

Alicia Allgäuer (Wadi Vorarlberg) ist diplomierte Sozialarbeiterin 
und studiert zurzeit Politikwissenschaft an der Universität Wien.
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Waris Dirie, geboren 1965 in Somalia, floh 
vor ihrer Zwangsverheiratung als 13-Jährige 
zunächst in die Hauptstadt Mogadischu 
und später nach London. Auf der Höhe 
einer steilen Karriere als Top-Model, verurs-
achten Erinnerungen an ihre eigene grau-
same Beschneidung in einem Interview 
1997 weltweites Aufsehen . Die Aufmerk-
samkeit für das Thema nutzt Waris Dirie seit-
her für ihr Engagement gegen weibliche 
Genitalverstümmelung. Sie schreibt Bücher 
und unterstützt Aufklärungskampagnen.

 
Welche Reaktionen aus Somalia erhalten 

Sie auf  Ihre Bücher?
In Afrika sind meine Bücher erstaunlich beliebt 
und in allen Ländern, in denen ich in den letzten 
Jahren zu Besuch war, weit verbreitet. Sobald 
ich in ein Dorf  komme, ziehen mich die Frauen 
beiseite und befragen mich dazu. Sogar viele Männer sprechen mich darauf  an. Ich werde 
immer gewarnt, nach Afrika zu fahren, aber meine persönlichen Erfahrungen sind sehr gut: 
Ich werde für meine Tabubrüche nicht bedroht, sondern man dankt mir sogar.

Welche Erfolge oder auch Rückschläge gab es in den letzten Jahren im Kampf  
gegen FGM?
Es gibt ja keinen einzigen guten Grund, FGM durchzuführen. Insofern bin ich überzeugt, 
dass Aufklärung der richtige Weg ist. Es gibt einige Erfolge, wie z. B. in Senegal, wo ganze 
Landstriche innerhalb weniger Jahre ein Ersatzritual eingeführt haben. In anderen Ländern 
– darunter leider auch die Industriestaaten – ist FGM allerdings auf  dem Vormarsch. Ich 
bin mittlerweile der Meinung, dass die Autoritäten ihre Verantwortung wahrnehmen müs-
sen. Wenn der Staat FGM klar verurteilt und auch verfolgt und die religiösen Autoritäten 
die Praxis verurteilen, ist es leichter, den Brauch abzuschaffen.

Hat sich die Gesetzgebung in Europa bezüglich FGM verbessert? 
In der EU gibt es seit zwei Jahren eine Initiative, die sich mit FGM auseinander setzt. Alle 
Frauenministerinnen sind da dabei. Es gibt ein paar Fortschritte, etwa in Österreich. Hier 
wurden in Zusammenarbeit zwischen der Justiz- und der Frauenministerin die Verjährungs-
frist verlängert und ein Meldesystem eingerichtet. Insgesamt hat sich aber noch zu wenig 
verändert. So gilt die Flucht vor FGM nicht überall als Asylgrund – als ob das Verstümmeln 
der Genitalien weniger schlimm wäre als Folter.

Ein Gericht in Georgia hat im November 2006 einen aus Äthiopien stammenden 
Mann wegen Genitalverstümmelung an seiner zweijährigen Tochter zu zehn Jah-
ren Haft verurteilt.
Dieses Urteil begrüße ich sehr. Es ist das erste Mal, dass die USA anerkennen, dass FGM 
auch dort stattfindet. In Kanada und in den USA ist der Respekt vor anderen Kulturen sehr 
groß und bisher hat dies dazu geführt, dass FGM unter der Wahrnehmungsschwelle blieb. 
Aber FGM ist nicht Kultur, Tradition oder Religion. Es ist ein schweres Verbrechen und 
muss auch so behandelt werden. Diese Verurteilung ist ein wichtiger Präzedenzfall. 

Corinna Milborn ist Journalistin, Chefredakteurin der Menschenrechtszeitschrift „liga“ und Auto-
rin. Zuletzt erschienen „Schmerzenskinder“ (gemeinsam mit Waris Dirie) und „Festung Europa“. 
Im Herbst 2006 reiste sie in den Irak und begleitete ein Mobiles Team von WADI während der 
Anti-FGM-Aufklärungskampagne. 
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FGM bedeutet Folter
Corinna Milborn im Gespräch mit Waris Dirie

Krieg im Lande des Mahdi. 	
Darfur und der Zerfall des Sudan 	
(Thilo Thielke, Magnus, Essen 2006)
Der Spiegel-Journalist Thilo Thielke 
gibt Einblicke in die Hintergründe der 
genozidalen Verfolgungen in der west-
sudanesischen Provinz Darfur und 
beschreibt die Gefahren, die von die-
sem Pulverfass für die gesamte Region 
ausgehen. Das leider nicht sehr wissen-
schaftlich verfasste Buch legt die The-
se dar, dass bislang die verschiedenen 
Interessen der Weltgemeinschaft und 
die Schwerfälligkeit der UNO eine 
schnelle und entschiedene Lösung des 
Konflikts verhindern.

Österreich im Nahen Osten 		
(Robert Tarek Fischer, Böhlau, Wien 2006)
Dieses Buch über die Großmachtpo-
litik der österreichisch-ungarischen 
Monarchie schildert die Bedeutung 
des Nahen Ostens für die Habsbur-
germonarchie und ihre – letztlich ge-
scheiterten – kolonialen Ambitionen. 
Dabei wird klar, dass die Region eine 
der wichtigsten Weltregionen war, auf 
die sich Österreichs Begehrlichkeiten 
richteten.

Die Kurden (Ferdinand Hennerbichler, 
fhe-edition, Mosonmagyaróvár 2004)
Ferdinand Hennerbichler ist nicht nur 
einer der langjährigsten Beobachter 
der Entwicklungen in Kurdistan, son-
dern auch ein ausgezeichneter Lingu-
ist, der mit großer Fachkenntnis und 
Engagement ein Standardwerk zu Ge-
schichte und Kultur der KurdInnen 
verfasst hat. Ein Fokus seines Werkes 
liegt auf der Entwicklung der kur-
dischen Sprache(n) und Dialekte, aber 
auch Geschichte und materielle Kul-
tur kommen in dem schön bebilderten 
Buch nicht zu kurz.

Frauensolidarität
Die Zeitschrift „Frauensolidarität“ ist 
eine deutschsprachige feministische 
Zeitschrift, die sich vierteljährlich mit 
dem Nord-Süd-Verhältnis auseinan-
der setzt. Sie informiert über Frau-
enrechte, Frauenbewegungen und 
Frauenkultur in den Ländern des Sü-
dens und nimmt feministische Stand-
punkte in der entwicklungspolitischen 
Debatte ein. Sehr lesenswert! 		
Infos: www.frauensolidaritaet.org

Foto: Waris Dirie



Au s tr i a
Erster klarer Folterfall. Die 
Österreichische Liga für Men-
schenrechte präsentierte am 10. 
Dezember den Menschenrechts-
befund 2006 – eine alljährliche  
Bestandsaufnahme der men-
schenrechtlichen Situation in Ös-
terreich. Der Verfassungsrechtler 
Bernd-Christian Funk sprach da-
bei vom „ersten klaren Folterfall“ 
des Schubhäftlings Bakary J. im 
Frühling. Rechtsanwalt Georg 
Bürstmayer konstatierte eine poli-
tische Wende hin zu law & order. 
Der Volksgruppenexperte Diet-
er Kolonovits thematisierte den 
weiterhin ungelösten Konflikt 
um die zweisprachigen Kärntner 
Ortstafeln.

„Haubner-Erlass“ zurückgenom-
men. Im August hatte (Noch-)So-
zialministerin Ursula Haubner 
den „Kindergelderlass“ beschlos-
sen, mit dem ausländischen 
StaatsbürgerInnen vorüberge-
hend das Kindergeld gestrichen 
worden war. Legal in Österreich 
lebende Eltern mussten erst nach-
weisen, dass ihre neugeborenen 
Kinder nicht illegal in Österreich 
sind. Der Nationalrat hob nach 
massiven Protesten das Gesetz 
wieder auf. Damit erhalten aus-
ländische StaatsbürgerInnen auch 
rückwirkend wieder Kindergeld 
und Familienbeihilfe; Asylwerbe-
rInnen bleiben davon allerdings 
ausgeschlossen.

Die AGEZ  (Arbeitsgemeinschaft 
Entwick lungszusammenarbeit) 
forderte im November in ihrem 
Positionspapier u. a. eine Erhö-
hung des EZA-Doppelbudgets 
2007/2008 um jährlich 200 Mil-
lionen Euro ein, um einen Anteil 
der öffentlichen EZA von 0,7 % 
am Bruttonationaleinkommen bis 
2015 zu erreichen. Budgethilfe 
wird von den NGOs nur unter 
bestimmten Voraussetzungen als 
sinnvoll erachtet. 		
Siehe www.oneworld.at/Agez/
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PKK-Drohung gegen Ilisu-Damm. Die Nachfolgeorganisation der Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK, die Volksbefreiungskräfte (HPG), gab nach der Zuerkennung 
von Exportkrediten durch die deutsche Bundesregierung bekannt, dass die Baustel-
le des Ilisu-Dammes in Ostanatolien ein „Angriffsziel“ darstelle. Durch den 300 
Quadratkilometer großen Ilisu-Stausee würden 12.000 AnwohnerInnen vertrieben 
werden, die historische Stadt Hasankeyf in den Fluten des Stausees verschwinden 
und schwere ökologische Schäden verursacht werden. Eine Warnung an „beteiligte 
europäische Unternehmen“ richtet sich wohl auch an die österreichische VATech-
Hydro, die zurzeit auf Exportkredite des österreichischen Finanzministers wartet. 
Am 24. 9. 2006 wurde von der Guerilla eine Militäreinheit angegriffen, die für die 
Bewachung der Ilisu-Baustelle verantwortlich ist. Zwei Soldaten wurden getötet.

Parteispaltungen in Kurdistan. Sowohl die Demokratische Partei Kurdistans – 
Iran (PDKI) als auch die Patriotische Union Kurdistans (PUK) aus Irakisch-Kur-
distan erlebten Ende 2006 die schwersten inneren Zerwürfnisse seit Jahren. Die 
PDKI spaltete sich auf ihrer jüngsten Parteikonferenz im Dezember 2006 in einen 
Flügel um Mustafa Hijri und einen um den ehemaligen Generalsekretär Abdullah 
Hassanzadeh. Beide Gruppen treten seither unter dem selben Namen PDKI auf. 
Ideologische Unterschiede sind schwer auszumachen. Anfang Dezember verließ 
mit Nawshirwan Mustafa auch einer der prominentesten Politiker der PUK seine 
Partei. Ob er eine eigene Partei gründen oder medial und zivilgesellschaftlich aktiv 
sein wird, ist bislang noch unklar. 

Christlicher Exodus. Christliche Kirchen bildeten bereits seit 2004 eines der 
Hauptziele postba t́histischer und djihadistischer Gewalt. Seit 2006 hat der Großteil 
der irakischen ChristInnen das Land verlassen. Obwohl ChristInnen nur 3 % der 
irakischen Bevölkerung ausmachen, bilden sie über 40 % der derzeitigen Flücht-
lingswelle nach Syrien. Zu diesen kommen zehntausende intern Vertriebene, die in 
Gebieten mit hohem christlichen Bevölkerungsanteil im Nordirak Zuflucht suchen. 
Trotz Konflikten mit der Demokratischen Partei Kurdistans (PDK) sind ChristIn-
nen dort vorerst in relativer Sicherheit.

Flucht aus Bagdad. Angesichts des Bürgerkriegs im Irak sind kleine ethnische 
und religiöse Minderheiten, die über keine starken Milizen verfügen, besonders von 
ethnisierter und religiöser Gewalt betroffen. Bereits im Sommer 2006 hatten die 
MandäerInnen – Angehörige einer kleinen vorislamsichen Religionsgemeinschaft, 
die Johannes den Täufer besonders verehren und traditionellerweise im Südirak 
leben –  darum gebeten, kollektiv von Bagdad in die relativ sicheren KurdInnenge-
biete umsiedeln zu dürfen. Seit Beginn des offenen Bürgerkriegs verlassen aber auch 
immer mehr MuslimInnen die Hauptstadt. KurdInnen flüchten in die kurdischen 
Autonomiegebiete. Aber auch arabische Intellektuelle, ÄrztInnen und andere Aka-
demikerInnen verlassen Bagdad in Richtung Jordanien, Syrien oder Europa. In 
Bagdad herrscht bereits Mangel an dringend benötigtem medizinischem Personal.

Interveniert Saudi-Arabien oder doch nicht? Wenige Tage nachdem ein enger 
Berater des saudischen Königshauses mit einer militärischen Intervention Sau-
di-Arabiens auf Seiten der arabischen SunnitInnen im Irak gedroht hatte, wurde 
schon wieder dementiert. Der Artikel von Sicherheitsberater Nawaf Obaid in der 
„Washington Post“ entbehre jeder Grundlage, hieß es in einem Bericht der staatli-
chen Nachrichtenagentur SPA unter Berufung auf offizielle Kreise. Die Regierung 
Saudi-Arabiens, die einen extremistischen sunnitischen Islam propagiert, unterstüt-
ze die Einheit und die Stabilität des Irak unter Einschluss aller religiösen Gruppen. 
Würde Saudi-Arabien tatsächlich direkt in den Irak einmarschieren, hätte dies wohl 
eine Intervention des Iran und damit einen Regionalkrieg zwischen extremistischen 
SunnitInnen und SchiitInnen zur Folge.

In t e rnat i o nal
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Österreich exportiert Söldner statt Hilfe

Reinhard Dörflinger, seit Juni 2006 Präsident der ös-
terreichischen Sektion der Hilfsorganisation „Ärzte 
ohne Grenzen“, erklärte bereits kurz nach seinem 
Antritt als NGO-Chef öffentlich, warum seine Orga-
nisation den IrakerInnen nicht hilft: „Wenn man nur 
unter Schutz der US-Armee Hilfe leisten kann, wird 
man als Teil der Besatzer gesehen, ist man nicht mehr 
neutral.“ Der Allgemeinmediziner, der – zum Glück 
für SudanesInnen und ChinesInnen – keine Probleme 
hat, unter dem „Schutz“ anderer autoritärer Regime 
zu arbeiten, weiß vermutlich nicht, dass es im kur-
dischen Nordirak sehr wohl sichere Gebiete gibt, wo 
ganz ohne US-BewacherInnen Hilfe möglich ist. Dort, 
wo eben auch Wadi seit Jahren hilft.

Wenn schon kaum Hilfe aus Österreich kommt, so 
dürfen sich die IrakerInnen wenigstens über ös-

terreichische SöldnerInnen freuen. „Berti“ wird der im 
vergangenen November entführte junge Angestellte der 
Crescent Security Group von österreichischen Medien 
genannt. Er wurde – wie fast alle Angestellten der so ge-
nannten „Private Military Companies“ (PMCs) – von der 
öffentlichen Hand, dem österreichischen Bundesheer, 
ausgebildet, ehe er ins lukrative Söldnertum einstieg. 

Die in den letzten Jahren in unterschiedlichen Tei-
len der Welt rasch gewachsenen PMCs sind vielleicht 
der gefährlichste Teil neoliberaler Entstaatlichung, tref-
fen sie doch den Kern jener Sicherheit, die die meisten 
Menschen dazu bringt, Staatsgewalt anzuerkennen: das 
staatliche Gewaltmonopol. Der Irak ist in den letzten 
drei Jahren geradezu zum Experimentierfeld neuer pri-
vat geführter Kriege geworden. Den djihadistischen und 

post-baathistischen Gewaltunternehmern, die das Land 
seit drei Jahren mit Anschlägen gegen ZivilistInnen und 
Massenentführungen erschüttern, stehen keineswegs nur 
staatliche Armeen gegenüber, sondern eine ganze Reihe 
ebenfalls privater Gewaltunternehmer, die zusammen 
genommen bereits die zweitgrößte Streitmacht im Irak 
stellen. Der Einsatz von PMCs ermöglicht es, einerseits 
die Zahl der offiziellen Gefallenen zu minimieren, ande-
rerseits aber auch politische Verantwortung auszulagern. 
Im Gegensatz zu regulären Armeeangehörigen unterste-
hen die neuen SöldnerInnen keiner Militärgerichtsbar-
keit. Politische Verantwortung für Fehlverhalten oder 
gar Kriegsverbrechen können damit leichter abgescho-
ben werden als beim Einsatz regulärer SoldatInnen. Das 
Interesse dieser Firmen liegt dabei nicht in der Beendi-
gung von Konflikten, sondern in einer möglichst langen 
Einsatzdauer, also einer Fortsetzung der Konflikte. 

Österreich kann diesbezüglich im Irak auf  lange Er-
fahrung bauen. Schon Saddams Regime wurde mit 

österreichischen Kanonen beliefert. Heute ist es nicht 
mehr der Staat, sondern es sind Private, die mit militä-
rischen Dienstleistungen ihr Geld verdienen, während 
Hilfsorganisationen wie Ärzte ohne Grenzen davor zu-
rückschrecken, die irakische Bevölkerung zu unterstüt-
zen, um nur ja nicht mit den AmerikanerInnen verwech-
selt zu werden.

Thomas Schmidinger ist Obmann von Wadi Österreich, Lehrbe-
auftragter am Institut für Politikwissenschaft der Universität Wien 
und Vorstandsmitglied des österreichisch-irakischen Freund-
schaftsvereins Iraquna.

Foto: Falah Mordakhin, Projektkoordinator von Wadi-Irak, zeigt uns eine österreichische Kanone („nimsawi“) im ehe-
maligen Baath-Folterzentrum – heute ein Gedenkmuseum -  im nordirakischen Suleymania. 
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